
Dr. Wöstenberg fürdie Fraktion Die Liberalen:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Mit der heutigen Ratifizierung des Staatsvertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der noch bestehenden DDR 
wird die Vision von der Herausbildung einer sozialistischen 
deutschen Nation unter Führung der SED endgültig begraben.

(Beifall vor allem von den Fraktionen Die Liberalen, 
CDU/DA und DSU)

Und das ist gut so.

Nach und nach werden den Bürgern belastende und teilweise 
unterträgliche Praktiken staatspolitischer Machenschaften - die 
Zusammenarbeit mit und die Beherbergung von RAF-Terrori- 
sten bilden derzeit den Höhepunkt in dieser Kette - bekannt. Da­
mit hat dieser ehemals sozialistische Staat seinen moralischen 
Existenzanspruch verloren.

(Beifall von CDU/DA, DSU und von den Liberalen)

Ich bin mir sicher, die Bürger unseres Landes hätten unter 
Kenntnis dieser Tatsachen die friedliche Revolution des Vorjah­
res früher vollendet, wenngleich die Gefahr ihrer gewaltsamen 
Niederschlagung weit größer gewesen wäre. Die auf Entspan­
nung und Abrüstung ausgerichtete Politik der Völker hat aber 
die Anwendung von Gewalt letztlich verhindert.

Andererseits bot diese Revolution der ehemaligen Staatspar­
tei die Chance, aufbauend auf der Unkenntnis der DDR-Bürger 
über die Leistungen des Sozial- und Rechtsstaates Bundesrepu­
blik und dem Verschweigen der desolaten Wirtschaftssituation 
unseres Landes, ihre Politik des Schürens sozialer Ängste zu be­
treiben.

(Beifall von den Fraktionen Die Liberalen, CDU/DA und DSU)

Herr Gysi ist leider nicht mehr da.

(Zurufe)

Da kommt er gerade rechtzeitig. Ich hätte ihm gewünscht, 
seine Bedenken wären seiner Partei 40 Jahre früher gekommen.

(Stellenweise lebhafter Beifall)

Ich hätte mir sicher auch gewünscht, daß wir das Geld für den 
Mauerbau 1961 für die Herstellung von Verkehrsverbindungen 
zwischen beiden deutschen Staaten ausgegeben hätten.

(Lebhafter Beifall)

Meine Damen und Herren! Liberalismus heißt Einsatz für 
größtmögliche Freiheit und Würde des einzelnen Menschen. 
Diesem Ziel dient auch die Schaffung eines Systems sozialer Si­
cherheit, wie es im Staatsvertrag vorgesehen ist. Die liberale 
Fraktion stimmt auch mit Blick auf das Sozialpaket - das sei noch 
einmal ausdrücklich unterstrichen - dem Vertragswerk zu, zu­
mal wir damit auch unser Wahlversprechen - auch wir haben 
Ansprüche, nicht nur die SPD, die CDU, die DSU und wie sie alle 
heißen -, die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion in einem 
Zuge zu realisieren, einlösen können.

Im Sozialpaket sind zahlreiche Gesetze verschnürt, die die so­
ziale Sicherheit unserer Bürger in allen Lebenslagen in qualita­
tiv höherer Form garantieren. Das neu geschaffene Sozialhilfe­
gesetz sichert den in Not geratenen Bürgern Hilfeleistung zur 
Selbsthilfe und zur Führung eines menschenwürdigen Lebens. 
Es sichert auch Hilfeleistungen in besonderen Lebenslagen. Mit 
einem Regelsatz von 400,- DM für den Haushaltsvorstand wird 
nahezu der durchschnittliche Regelsatz von 426,- DM der Bun­
desrepublik erreicht. Hier sind wir also der Einheit schon sehr 
nahe. Aber ich wiederhole hier auch noch einmal: Sozialhilfe ist 
ein gesetzlich geregelter Anspruch des Bürgers, ist kein staatli­
ches Almosen. Aufgabe der Abgeordneten ist es folglich, die Bür­
ger mit den ihnen zuständigen Leistungen vertraut zu machen 
und mit dem Wort Sozialhilfeempfänger behutsam zu hantieren.

Mit Erreichen der staatlichen Einheit werden sicher weitere 
Leistungen der Sozialhilfe, wie sie heute in der Bundesrepublik 
gelten, auch bei uns wirksam. Mit dem Schwerbehindertenge­
setz wird ebenfalls ein wesentlicher Fortschritt bei der Einglie­
derung von Menschen mit Behinderungen in Beruf und Gesell­
schaft erreicht. Nehmen wir die Behinderten als Gleichberech­
tigte auf und grenzen sie nicht aus! Geben wir ihnen die Chance, 
ihre Fähigkeiten zu entwickeln und einzubringen!

Das Arbeitsförderungsgesetz hat den Erhalt eines hohen Be­
schäftigungsgrades zum Ziel. Umschulungsmaßnahmen und 
Arbeitsbeschaffungsprogramme müssen greifen, damit die zu 
erwartende Arbeitslosigkeit, in der maroden Wirtschaftsstruk­
tur begründet, begrenzt werden kann. Kurzarbeitergeld und Ar­
beitslosenunterstützung stehen zur Vermeidung sozialer Här­
ten bereit. Von unseren Bürgern wird Einsatz und Lernwille, 
wird Eigeninitiative und Mobilität gefordert sein.

Die Beiträge zur Krankenversicherung werden zusammen mit 
staatlichen Hilfen aus Ost und West zu einer raschen Sanierung 
des Gesundheitswesens führen. Viele Krankenhäuser und Pfle­
geeinrichtungen benötigen umfangreiche Rekonstruktionen.
Die medizintechnische Ausstattung ist in der Regel unzurei­
chend. Die Einführung eines gegliederten Krankenversiche­
rungssystems ist unbedingt erforderlich, um marktwirtschaftli­
che Potenzen zu nutzen. Einheitsversicherungen bergen die Ge­
fahr der Über- und, wie bei uns bisher, der Unterversorgung, der 
mangelhaften Kompetenz im Umgang mit den Versicherungs­
beiträgen der Versicherten.

Die Rentenversicherung sichert den Bürgern den wohlver­
dienten Ruhestand. Die dynamische Rentenanpassung erspart 
den Rentnern das früher übliche Warten auf SED-Parteitage, die 
dann meist mit der langfristigen Vorankündigung almosenhaf- 
ter Erhöhungen endeten,

(Beifall bei CDU/DA, DSU und Liberalen)

für die sich die Rentner auch noch öffentlich bedanken mußten. 
Jetzt erhöht sich die Mindestrente um 50 Prozent auf 495,- DM.
2,3 von 2,9 Millionen Invaliden- oder Altersrentner erhalten eine 
Erhöhung von 20 bis 301,- DM.

Meine Damen und Herren! Die Konturen der neuen, besse­
ren Sozialpolitik sind deutlich geworden. Dem Schwachen muß 
geholfen werden, der Starke kann selbst Vorsorge treffen. 
Chancengleichheit ist ein Ziel liberaler Politik, was mir die 
Möglichkeit bietet zu betonen, daß wir es ernst meinen mit der 
Gleichstellung von Mann und Frau, mit gleichen Chancen am 
Arbeitsmarkt, aber auch Flexibilität von Arbeitszeiten, Unter­
stützung für alleinerziehende Frauen und Männer, mit Erhalt 
von Kinderbetreuungseinrichtungen in gewünschtem und er­
forderlichen Umfang und nicht zuletzt mit dem Recht der Frau .____________ _•
auf selbstverantwortete und selbstbestimmte Schwanger­
schaft,

(schwacher Beifall)

wenn es auch gilt, in der Familienplanung neue Schwerpunkte 
zu setzen. Brechen wir gemeinsam in eine hoffnungsvolle Zu­
kunft auf! Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Gestatten Sie eine Anfrage? 
- Bitte.

Frau Dr. Schönebeck (PDS):

Da Frau Abgeordnete Birthler im Moment nicht so aufmerk­
sam zugehört hat, stelle ich die Frage: Können Sie denn für alle 
DDR-Bürger einmal verständlich sagen, was ein Haushaltsvor­
stand ist? Sie haben das im Zusammenhang mit dem Sozialhilfe­
gesetz erwähnt.
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